
 
Berichtsantrag  
der Abg. Dr. Spies, Decker, Merz,  
Müller (Schwalmstadt), Roth (SPD) und Fraktion 
betreffend Krankenhausinvestitionsförderung in Hessen und 
öffentlich-private Partnerschaft 
 
 
 
Die Landesregierung wird ersucht, im Ausschuss für Arbeit, Familie und 
Gesundheit über die Erfahrungen der Krankenhausinvestitionsförderung 
insgesamt und unter dem Aspekt der öffentlich-privaten Partnerschaften 
(Public Private Partnership - PPP) zu berichten und dabei insbesondere auf 
folgende Fragen einzugehen: 
 
1. Welche Krankenhäuser erhielten in den Jahren 2004 bis 2009 jeweils 

welche Förderung im Rahmen der Krankenhausinvestitionsförderung? 
 
2. Welche weiteren Fördermittel (z.B. Konjunkturprogramme) wurden 

jeweils zusätzlich eingesetzt? 
 
3. In welchen Fällen im Einzelnen wurde die landesgeförderte Investiti-

on im Rahmen einer öffentlich-rechtlichen Partnerschaft (PPP-
Modell) getätigt? 

 
4. Um wen handelte es sich bei den privaten Partnern jeweils? 
 
5. In welcher Form erfolgte jeweils bei PPP-Modellen die Beteiligung 

der privaten Partner? 
 
6. Welchen Einfluss auf die Geschäftstätigkeit des Krankenhauses hat 

damit jeweils der private Partner? 
 
7. Trifft es zu, dass die Landesregierung in ihrer Förderpraxis zuneh-

mend solche Projekte, in denen eine öffentlich-rechtliche Partner-
schaft angestrebt oder umgesetzt wurde, bevorzugt fördert, und wenn 
ja, warum, wenn nein, warum nicht? 

 
8. In welchen Fällen wurde seitens der Landesregierung oder des Kran-

kenhausträgers erfolglos eine öffentlich-private Partnerschaft ange-
strebt und woran ist diese jeweils gescheitert? 

 
9. Wie beurteilt die Landesregierung öffentlich-private Partnerschaften 

in der Krankenhausförderung? 
 
10. Plant die Landesregierung, den öffentlich-privaten Partnerschaften in 

der Krankenhausförderung ein größeres Gewicht zu geben, wenn ja, 
wie und in welcher Form, wenn nein, warum nicht? 

 
Wiesbaden, 17. Mai 2010 
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 18. 05. 2010 
Dem Ausschuss für 

Arbeit, Familie und Gesundheit 
überwiesen 

18. Wahlperiode 
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